
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  8. Januar 2020  

Mandantenbrief Januar 2020 
 

Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Aktualisierte Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form 

· Düsseldorfer Tabelle": Änderungen ab dem 1. Januar 2020 
 

Einkommensteuer 
· Anrechnung der polnischen Familienleistung "500+" auf das deutsche Kindergeld 
· Private Nutzung von Elektro-, Hybridfahrzeuge und Elektrofahrräder über 25 km/h 

Umsatzsteuer 
· Umsatzsteuerliche Behandlung von Gutscheinen 
· Kleinunternehmergrenzen ab 2020 
· Ist-Versteuerungsgrenzen ab 2020 

 
Erbschaft-/Schenkungsteuer 

· Nachversteuerung des Familienheims bei Eigentumsaufgabe 
· Einkommensteuerschuld als Nachlassverbindlichkeit 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
 
 

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2019 und Januar 2020 
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.01.20201 10.02.20202 

Umsatzsteuer 10.01.20203 10.02.20204 
Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung entfällt 10.02.2020 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.01.2020 13.02.2019 
Scheck6 07.01.2020 07.02.2019 

Gewerbesteuer Entfällt 17.02.2020 
Grundsteuer Entfällt 17.02.2020 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 Entfällt 20.02.2020 
Scheck6 Entfällt 14.02.2020 

Sozialversicherung7 29.01.2020 26.02.2020 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-

gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für 

das abgelaufene Kalenderjahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauer-

fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-

dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanz-
amt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar-
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.01.2020/24.02.2020, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbeson-
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 



 
 
 
Allgemein 

Aktualisierte Grundsätze zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Bü-
chern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form 
Das Bundesfinanzministerium hat am 28. November 2019 aktualisierte Grundsätze zur ord-
nungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in 
elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) veröffentlicht. Diese treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 2020 in Kraft. Eine frühere freiwillige Anwendung der neuen Grundsätze ist 
möglich. 
Die Finanzbehörde hat künftig das Zugriffsrecht auf mit einem DV-System erstellte aufbe-
wahrungspflichtige Unterlagen nicht nur bei steuerlichen Außenprüfungen, sondern in allen 
gesetzlich geregelten Fällen (z. B. auch Nachschauen).  
Zudem ist es künftig im Falle eines Systemwechsels  
oder der Auslagerung aufzeichnungs- oder aufbewahrungspflichtiger Daten aus dem Produk-
tivsystem ausreichend, wenn nach Ablauf des 5. Kalenderjahres, das auf die Umstellung 
folgt, nur noch der Z3-Zugriff ermöglicht wird.  
Neben der generellen Fokussierung auf die Einzelaufzeichnungspflichten und die Zeitnähe 
von Buchungen sind folgende Aspekte erneut hervorzuheben: 

· Bildliches Erfassen, z. B. durch eine Mobile App, wird künftig einem stationären Scannen 
bei Einhaltung der erforderlichen Voraussetzungen (insb. Verfahrensdokumentation) 
gleichgestellt. Das bildliche Erfassen ist grundsätzlich auch im Ausland möglich. 

· Bei sog. identischen Mehrstücken, d. h. Daten, die inhaltsgleich in strukturierter und bild-
hafter Form vorliegen, ist die Aufbewahrung des Formats mit der höheren maschinellen 
Auswertbarkeit ausreichend. 

· Bei Konvertierung aufbewahrungspflichtiger Unterlagen in ein Inhouse-Format ist die 
Vernichtung des Originals zulässig, wenn eine inhaltsgleiche Archivierung erfolgt und die 
Daten einer maschinellen Auswertbarkeit zugänglich sind. 

Zudem ist künftig eine Referenzierung einer ursprünglichen Buchung zu deren Stornobu-
chung im Buchführungssystem verpflichtend vorzunehmen. 

Düsseldorfer Tabelle": Änderungen ab dem 1. Januar 2020 
Die vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene "Düsseldorfer Tabelle" wird zum 1. 
Januar 2020 geändert.  

1. Bedarfssätze für Kinder 
Der Mindestunterhalt beträgt ab dem 1. Januar 2020: 

· für Kinder der 1. Altersstufe (bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres) 369 Euro (plus 15 
Euro),  

· für Kinder der 2. Altersstufe (bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres) 424 Euro (plus 18 
Euro) und  

· für Kinder der 3. Altersstufe (vom 13. Lebensjahr bis zur Volljährigkeit) 497 Euro (plus 21 
Euro). 

Die Bedarfssätze der 2. bis 5. Einkommensgruppe werden um jeweils 5 % und die der 6. bis 
10. Einkommensgruppe um je 8 % des Mindestunter-halts erhöht. Auch die Bedarfssätze 
volljähriger Kinder werden zum 1. Januar 2020 angehoben. Sie betragen 125 % des Bedarfs 
der 2. Altersstufe. Die Einkommensgruppen, zuletzt zum 1. Januar 2018 erhöht, bleiben un-
verändert. 



 
2. Bedarf von Studierenden 
Der Bedarf eines Studierenden, der nicht bei seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt, steigt 
von bisher 735 Euro auf 860 Euro (einschließlich 375 Euro an Warmmiete). 
Auf den Bedarf des Kindes ist das Kindergeld anzurechnen. Dieses beträgt seit dem 1. Juli 
2019: 

· für ein erstes und zweites Kind 204 Euro,  
· für ein drittes Kind 210 Euro und  
· ab dem vierten Kind 235 Euro. 
Das Kindergeld ist bei minderjährigen Kindern in der Regel zur Hälfte und bei volljährigen 
Kindern in vollem Umfang auf den Barunterhaltsbedarf anzurechnen.  
3. Selbstbehalte 
Die Selbstbehalte bilden den dem Unterhaltspflichtigen mindestens zu belassenden Betrag 
ab. Gegenüber den Ansprüchen minderjähriger Kinder und volljähriger unverheirateter Kin-
der bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, die noch im Haushalt der Eltern oder eines 
Elternteils leben und sich in der allgemeinen Schulausbildung befinden, beträgt der notwen-
dige Selbstbehalt des nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen 960 Euro und des erwerb-
stätigen Unterhaltspflichtigen 1.160 Euro. Der notwendige Selbstbehalt beinhaltet Wohnkos-
ten (Warmmiete) von 430 Euro. Der Selbstbehalt kann erhöht werden, wenn die Wohnkosten 
diesen Betrag überschreiten und nicht unangemessen sind. Sofern nicht der Mindestbedarf 
des unterhaltsberechtigten Kindes betroffen ist, beträgt der dem Unterhaltspflichtigen zu be-
lassende Eigenbedarf mindestens 1.400 Euro. 
Gegenüber Ansprüchen auf Ehegattenunterhalt bzw. Unterhaltsansprüchen der Mutter oder 
des Vaters eines nicht-ehelichen Kindes beträgt der Eigenbedarf des erwerbstätigen Unter-
haltspflichtigen ab dem 1. Januar 2020 1.280 Euro und des nicht erwerbstätigen Unterhalts-
pflichtigen 1.180 Euro.  
Der Selbstbehalt gegenüber Unterhaltsansprüchen von Eltern steigt auf 2.000 Euro. Auswir-
kungen des sog. Angehörigenentlastungsgesetzes sind noch nicht berücksichtigt. 

Einkommensteuer 
 
Bitcoin-Gewinn ist steuerpflichtig 
Zwar sind Kryptowährungen wie Bitcoin kein gesetz-liches Zahlungsmittel. Wenn ein Anleger 
in sie investiert und innerhalb eines Jahres an- und verkauft, muss der Gewinn jedoch in der 
Einkommensteuererklärung angegeben werden! 
Gewinne aus dem Verkauf von Bitcoins und Co. unterliegen wie bei anderen Wirtschaftsgü-
tern auch der Steuer. So entschied auch das Finanzgericht Berlin-Brandenburg, dass Kryp-
toowährungen grundsätzlich mit Fremdwährungen vergleichbar sind, deren Gewinne eben-
falls besteuert werden. 
 
Anrechnung der polnischen Familienleistung "500+" auf das deutsche Kindergeld 
Bundesfinanzhof, III-R-34/18, Pressemitteilung vom 12.12.2019 

Familienleistungen nach dem polnischen Gesetz über staatliche Beihilfen zur Kindererzie-
hung vom 17.02.2016 sind auf das in Deutschland gezahlte Kindergeld anzurechnen. So hat 
der BFH eine für das Kindergeldrecht bedeutsame Grundsatzfrage zu Lasten polnischer 
Staatsangehöriger mit Wohnsitz im Inland entschieden. 

 
 



 
Private Nutzung von Elektro-, Hybridfahrzeuge und Elektrofahrräder über 25 km/h 
Nachfolgend ein Überblick über die Höhe der Bemessungsgrundlage der privaten Nutzung 
bei teil- oder vollelektrischen Fahrzeugen: 
 

Zeitpunkt der 
erstmaligen Über-
lassung 

Geldwerter Vorteil 
ab 

Voraussetzungen Beispiele Höhe der Bemes-
sungsgrundlage der 
privaten Nutzung 

01.01.2019 bis 
31.12.2021 

2019 CO²-Emissionen 
höchstens 50 
g/km oder  
Mindestreichweite 
rein elektrisch 40 
km 

Hybrid- und Elekt-
rofahrzeuge, 
Elektrofahrräder 
über 25 km/h (S-
Pedelecs) 

½ %des Bruttolisten-
neupreises 

01.01.2022 bis 
31.12.2024 

2022 CO²-Emissionen 
höchstens 50 
g/km oder  
Mindestreichweite 
rein elektrisch 60 
km 

Hybrid- und Elekt-
rofahrzeuge 

01.01.2025 bis 
31.12.2030 

2025 CO²-Emissionen 
höchstens 50 
g/km oder  
Mindestreichweite 
rein elektrisch 80 
km 

Hybrid- und Elekt-
rofahrzeuge 

01.01.2019 bis 
31.12.2030 

2020 Keine CO²-
Emissionen und 
Bruttolistenpreis 
nicht höher als 
40.000,00 EUR 

Reine Elektrofahr-
zeuge, Elektro-
fahrräder über 25 
km/h  

(S-Pedelecs) 

¼ % des Bruttolisten-
neupreises 

 
Für Einzel- oder Personenunternehmer gilt nach wie vor die Notwendigkeit zur vollständigen 
betrieblichen Geltendmachung eines Fahrzeuges, dass ein Nachweis über die betriebliche 
Nutzung von über 50% der Fahrleistung über einen repräsentativen Zeitraum von 3 Monaten 
in Form einer vereinfachten Aufstellung erfolgen muss. (Datum, Ort/Straße, besuchter Kun-
de/Anlass der Fahrt, gesamte betriebliche Kilometer=> geht auch über eine Exel-Liste oder 
handschrifltich und ausdrücklich ohne Anfangs- und Endkilometer sowie Privatkilometer) Bei 
Arbeitnehmern entfällt dieser Nachweis! 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerliche Behandlung von Gutscheinen 
Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe hat darauf hingewiesen, dass mit Gutscheinen, die vor 
dem 1. Januar 2019 ausgegeben wurden, umsatzsteuerlich wie folgt zu verfahren ist:  
Wenn Gutscheine ausgegeben wurden, die nicht zum Bezug von hinreichend bezeichneten 
Leistungen berechtigen, handelt es sich lediglich um den Umtausch eines Zahlungsmittels 
(z. B. Bargeld) in ein anderes Zahlungsmittel (Gutschein). Die Hingabe des Gutscheins 



 
selbst stellt keine Lieferung dar. Eine Anzahlung liegt ebenfalls nicht vor, da die Leistung 
nicht hinreichend konkretisiert ist. Erst bei Einlösung des Gutscheins unterliegt die Leistung 
der Umsatzsteuer.  
Wenn hingegen Gutscheine über bestimmte, konkret bezeichnete Leistungen ausgestellt 
wurden, unterliegt der gezahlte Betrag als Anzahlung der Umsatzbesteuerung. Bei Ausfüh-
rung der Leistung unterliegt der ggf. noch zu zahlende Differenzbetrag der Umsatzsteuer. 
Hierfür folgende Beispiele: Ein Restaurant stellt einen Gutschein über ein Frühstücks- und 
Lunchbuffet aus, ein Kino erstellt Gutscheine über Filmvorführungen, ein Fitnessstudio stellt 
einen Gutschein zur Benutzung der Sonnenbank aus. 

Erleichterungen für Unternehmensgründer bei Abgabe von Umsatzsteuer-
Voranmeldungen 
Mit dem Dritten Bürokratieabbaugesetz hat der Gesetzgeber u. a. auch Erleichterungen für 
Unternehmensgründer bei der Umsatzsteuer geschaffen: 
Bislang mussten Unternehmensgründer im Jahr der Aufnahme der unternehmerischen Tä-
tigkeit und im Folgejahr monatlich Umsatzsteuer-Voranmeldungen (UStVA) auf elektroni-
schem Weg übermitteln. Diese Regelung wird - zur Erleichterung für Unternehmensgründer - 
für die Jahre 2021 bis 2026 ausgesetzt. 
Es gelten die allgemeinen Regelungen für die Abgabe von UStVA: 
· d. h., grundsätzlich vierteljährliche Übermittlung von UStVA, 

· bei einer Steuerschuld für das vorangegangene Kalenderjahr von mehr als 7.500 Euro 
monatliche Übermittlung der UStVA, 

· bei einer Steuerschuld im vorangegangenen Kalenderjahr von nicht mehr als 1.000 Euro 
gibt es die Möglichkeit der Befreiung von der Übermittlung von UStVA. 

Das bedeutet im Ergebnis: 

· Unternehmer, die ihre Tätigkeit im Jahr 2019 aufgenommen haben, müssen für das Jahr 
2019 und 2020 monatlich UStVA übermitteln. 

· Unternehmer, die ihre Tätigkeit im Jahr 2020 aufnehmen, müssen für das Jahr 2020 mo-
natlich und ab dem Jahr 2021 nach den allgemeinen Regelungen ihre UStVA übermit-
teln. 

· Für Unternehmer, die ihre Tätigkeit im Jahr 2021 aufnehmen, gelten die allgemeinen 
Regelungen für die Übermittlung von UStVA. 

Für Kleinunternehmer ab 1. Januar 2020 Anhebung der umsatzsteuerlichen Grenze 
Für Lieferungen und sonstige entgeltliche Leistungen eines Kleinunternehmers im Inland 
wird die Umsatzsteuer nicht erhoben. Im Gegenzug sind Kleinunternehmer auch nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt. 
Durch das Bürokratieentlastungsgesetz III kommt eine Anhebung der Grenze für die umsatz-
steuerliche Kleinunternehmerregelung von 17.500 Euro auf 22.000 Euro.  
Ab 1. Januar 2020 gilt: Von der Kleinunternehmerregelung profitieren im Inland ansässige 
Unternehmer, deren Gesamtumsatz im vorangegangenen Jahr (d. h. 2019) 22.000 Euro 
nicht überstiegen hat und im laufenden Jahr (2020) voraussichtlich 50.000 Euro nicht über-
steigt.  
Die Umsatzgrenzen sind als Bruttogrenzen zu verstehen. Sie umfassen die Umsätze zuzüg-
lich der darauf entfallenden Steuer. Entsprechend dürfte der Vorjahresnettoumsatz bei aus-
schließlich dem Regelsteuersatz unterliegenden Umsätzen nicht mehr als 18.487 Euro be-
tragen. Für die Prüfung des Umsatzes ist der Zufluss entscheidend.  



 
IST-Versteuerung: Ab 1. Januar 2020 wird die umsatzsteuerliche Ist-
besteuerungsgrenze von 500.000 Euro auf 600.000 Euro angehoben 
Kleinunternehmen können aufatmen. Der Deutsche Bundestag beschloss für sie eine spür-
bare Bürokratieentlastung. Ab 1. Januar 2020 wird die umsatzsteuerliche Istbesteuerungs-
grenze von 500.000 Euro auf 600.000 Euro angehoben.  
Mit dem Ersten Bürokratieentlastungsgesetz aus dem Jahr 2015 wurde die Buchführungs-
grenze in der Abgabenordnung von 500.000 Euro auf 600.000 Euro Umsatz im Kalenderjahr 
angehoben. Mit der neuen gesetzlichen Anpassung wird nun auch der Gleichlauf der Um-
satzgrenzen hergestellt. 
 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 
 
Nachversteuerung des Familienheims bei Eigentumsaufgabe 
Bundesfinanzhof, II-R-38/16, Pressemitteilung vom 28.11.2019 

Der BFH hat entschieden, dass die Erbschaftsteuerbefreiung für den Erwerb eines Familien-
heims durch den überlebenden Ehegatten oder Lebenspartner rückwirkend entfällt, wenn der 
Erwerber das Eigentum an dem Familienheim innerhalb von zehn Jahren nach dem Erwerb 
auf einen Dritten überträgt. Das gilt auch dann, wenn er die Selbstnutzung zu Wohnzwecken 
aufgrund eines lebenslangen Nießbrauchs fortsetzt. 

Einkommensteuerschuld als Nachlassverbindlichkeit 
Bundesfinanzhof, II-R-36/16, Urteil vom 11.07.2019 

1. Die vom Erblasser herrührenden Steuerschulden, die zum Zeitpunkt des Erbfalls be-
reits rechtlich entstanden waren oder die der Erblasser als Steuerpflichtiger durch die 
Verwirklichung von Steuertatbeständen noch begründet hat, sind Nachlassverbindlich-
keiten. 

2. Steuerschulden können nicht abgezogen werden, wenn sie keine wirtschaftliche Be-
lastung darstellen. 

3. An der wirtschaftlichen Belastung fehlt es, wenn bei objektiver Würdigung der Verhält-
nisse nicht damit gerechnet werden kann, dass der Steuergläubiger seine Forderung 
geltend machen werde. 

4. Ändern sich die Verhältnisse nachträglich in der Weise, dass entgegen der Erwartung 
zum Todeszeitpunkt mit einer Geltendmachung der Steuerforderung zu rechnen ist, ist 
dies ein Ereignis mit materiell-rechtlicher Rückwirkung, das die Änderung des Erb-
schaftsteuerbescheids nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO ermöglicht. 

 


